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son und Entwicklungskommissar Louis Michel auf einem 
Verhandlungsabschluss bis zum 31. Dezember 2007. Der 
Grund: Die Vorzugszölle, welche die EU den AKP-Län-
dern bislang einseitig gewährt hatte, verstoßen gegen 
das in der WTO geltende Prinzip der „Gegenseitigkeit“. 
ECOWAS hatte die EU daher gebeten, bei der WTO eine 
Verlängerung der bisherigen Ausnahmeregelung (Wai-
ver) zu beantragen. Darauf jedoch wollte sich die EU nicht 
einlassen und drohte den ECOWAS-Staaten, ab dem  
1. Januar 2008 die Zölle auf westafrikanische Importe an-
zuheben, falls sie nicht unterschreiben.24      

„Wir hoffen, dass die ECOWAS 
dem Druck der EU auch weiter-
hin standhalten wird“, erklärte 
Adam Nashiru, Vorsitzender 
der Nationalen Bauernverei- 
nigung aus Ghana noch am 
7. Dezember auf einer gemein-
samen Pressekonferenz mit  
FIAN und Germanwatch in 
Berlin.25 Doch schon we-

nige Tage später wurde seine Hoffnung enttäuscht.  
Ähnlich wie bei den Verhandlungen mit dem IWF 
2003 verließ die ghanaische Regierung auch bei 
den EPA-Verhandlungen recht schnell der Mut. Zu-
sammen mit Côte d’Ivoire scherte Ghana aus dem  
gemeinsamen Lager der ECOWAS aus und stimmte am  
13. Dezember einem Abkommen zu. Eine Entscheidung, 
die in der ghanaischen Presse harsche Kritik auslöste. 
„Die Regierung hat einfach die Forderungen der Europä-
ischen Kommission akzeptiert, die sich als Gefahr für die 
ganze Entwicklung unserer Wirtschaft erwiesen haben.“ 
Ghana habe damit den Eindruck verstärkt, in Westafrika 
die Rolle des „trojanischen Pferds der EU“ zu spielen.26 

„Schon jetzt kämpfen wir mit Fluten von Billigimporten 
aus der EU. Ein EPA würde uns das Rückgrat brechen. Wir 
brauchen deutlich mehr Zollschutz statt Marktöffnung“, 
hatte Nashiru gewarnt. In der Tat: Das Menschenrecht 
auf Nahrung der Tomaten- und Geflügelbauern wurde 
in den vergangenen Jahren bereits massiv verletzt. Ver-
antwortlich sind nicht zuletzt die EU mit ihren Dumping-
exporten und der IWF durch den unlauteren Druck zur 
Strukturanpassung. Doch auch die ghanaische Regierung 
kann ihre Hände nicht in Unschuld waschen. Durch die 
Marktöffnung Anfang der 1990er Jahre und den massiven 
Abbau landwirtschaftlicher Dienstleistungen hat sie ihre 
Verpflichtung zum Schutz und zur Förderung des Rechts 
auf Nahrung klar vernachlässigt. Diese Verpflichtung 
haben die EU und Ghana mit neuen Interimsabkommen 
abermals ignoriert. Der dringend notwendige Schutz der 
Märkte gegenüber Billigimporten aus der EU und damit 
der Schutz des Rechts auf Nahrung der Bauern werden 
damit vertraglich verboten. Besonders bitter: Über einen 
Abbau der europäischen Exportsubventionen gibt es in 
dem Abkommen keinen Beschluss.

Bleibt zu hoffen, dass in den EPA-Verhandlungen noch 
nicht das letzte Wort gesprochen ist. Denn nimmt man es 
genau, steht das Abkommen bislang nur auf dem Papier. 
Damit es rechtskräftig ratifiziert wird, müssen zunächst 
die Parlamente in Ghana und in der EU grünes Licht  
geben. Dass dies geschieht, ist noch nicht ausgemacht.  

24	 Brief der Europäischen Kommission an ECOWAS vom 11.10.2007  . http://www.epa2007.org/upload/_1016164044_001.pdf. (Abgerufen: 26.1.08)
25	 Germanwatch und FIAN Deutschland 2007: „Wirtschaftspartnerschaften bedrohen Recht auf Nahrung in Afrika“, Pressemitteilung vom 07.12.2007.  

http://www.fian.de/fian/index.php?option=content&task=view&id=538&Itemid=79. (Abgerufen: 26.1.08)
26	 Suleiman Mustapha 2008: Ghana’s interim EPA agreement with the EU: A stepping stone into danger, for Ghana and fort he West Africa, in The Statesman, 

11.1.2008. Accra. http://www.thestatesmanonline.com/pages/news_detail.php?newsid=5550&section=2. (Abgerufen: 26.1.08)
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Germanwatch engagiert sich seit 1991 für Nord-Süd- 
Gerechtigkeit und eine zukunftsfähige globale Ent-
wicklung. Die Themen sind Welthandel und Ernährung,  
Klimaschutz und Anpassung, Unternehmensverantwor-
tung, Nachhaltigkeit im Finanzsektor sowie Entwick-
lungsfinanzierung. Im Fokus steht die Politik und Wirt-
schaft des Nordens mit ihren weltweiten Auswirkungen. 
Die Lage der besonders benachteiligten Menschen im  
Süden bildet den Ausgangspunkt der Arbeit. Ziel der  
Tätigkeiten ist es, eine starke Lobby für eine nachhaltige 
Entwicklung zu bilden. Dabei stellen der gezielte Dialog 
mit Politik und Wirtschaft, wissenschaftsbasierte Analy-
sen, Medien- und Öffentlichkeitsarbeit sowie Kampag-
nen zentrale Elemente dar.

Both ENDS hat seinen Sitz in Amsterdam in den Nieder-
landen und unterstützt seit 1986 die Arbeit von Umwelt-
gruppen in Entwicklungsländern und Zentral- und Osteu-
ropa. Unterstützt werden Gruppen durch Informationen, 
Analysen, Interessenvertretung, Kampagnen, Netzwerk-
entwicklung und Kapazitätsverstärkung.
Der Kern der Arbeit von Both ENDS besteht aus dem 
Knüpfen von Verbindungen zwischen Nord und Süd, Um-
welt und Entwicklung und den verschieden Akteuren in 
der Gesellschaft. 
Both ENDS unterstützt als Vermittler und Mittelsmann 
Individuen und Organisationen, die sich für ökologische 
Nachhaltigkeit und soziale Gerechtigkeit einsetzen. Der 
Schwerpunkt liegt hierbei vor allem auf dem nachhaltigen 
Gebrauch von natürlichen Ressourcen und einer nachhal-
tigen Entwicklungs-, Außen und Wirtschaftspolitik in den 
Niederlanden und weltweit.

FIAN (FoodFirst Informations- und Aktions-Netzwerk) 
setzt sich als internationale Menschenrechtsorganisation 
dafür ein, dass alle Menschen frei von Hunger leben und 
sich in Würde ernähren können. FIAN tut das auf Basis 
internationaler Menschenrechtsabkommen, insbeson-
dere des Paktes über wirtschaftliche, soziale und kultu-
relle Menschenrechte. FIAN besitzt Beraterstatus bei der 
UNO und nimmt so Einfluss auf die Weiterentwicklung 
des internationalen Rechtssystems. In konkreten Fällen 
von Menschenrechtsverletzungen unterstützt FIAN die 
Betroffenen mittels internationaler Protestbriefaktio-
nen, Kampagnen und langfristiger Fallarbeit durch lokale 
Gruppen. FIAN-Deutschland ist Teil von FIAN Internatio-
nal mit Mitgliedern in 60 Staaten Afrikas, 
Amerikas, Asiens und Europas.

Die UK Food Group besteht aus 35 Organisationen und 
vertritt die BOND (British Overseas NGOs in Develop-
ment) in Bezug auf globale Ernährungs- und Landwirt-
schaftsthemen. Die UK Food Group fokussiert auf die 
Schlüsselbereiche Internationale Ernährungssicherheit 
und Agrarproduktion und die daraus resultierenden Um-
weltprobleme. Ziel ist es, ein neues weltweites Agrarsys-
tem zu schaffen, welches gerecht und nachhaltig ist und 
den Interessen der Landwirte, Verbraucher und der Um-
welt dient.  Es soll insbesondere den Armen, Kleinbauern 
und Verwundbaren des Südens helfen.     


